
11111

WRRL-INFO  19WRRL-INFO  19WRRL-INFO  19WRRL-INFO  19WRRL-INFO  19

ZZZZZUSTANDUSTANDUSTANDUSTANDUSTAND     DERDERDERDERDER F F F F FLUSSAUENLUSSAUENLUSSAUENLUSSAUENLUSSAUEN     INININININ D D D D DEUTSCHLANDEUTSCHLANDEUTSCHLANDEUTSCHLANDEUTSCHLAND

NNNNNÄHRSTOFFRETENTIONÄHRSTOFFRETENTIONÄHRSTOFFRETENTIONÄHRSTOFFRETENTIONÄHRSTOFFRETENTION     INININININ F F F F FEUCHTGEBIETENEUCHTGEBIETENEUCHTGEBIETENEUCHTGEBIETENEUCHTGEBIETEN

WWWWWASSERENTNAHMEENTGELTEASSERENTNAHMEENTGELTEASSERENTNAHMEENTGELTEASSERENTNAHMEENTGELTEASSERENTNAHMEENTGELTE A A A A AKTUELLKTUELLKTUELLKTUELLKTUELL

MMMMMELDUNGENELDUNGENELDUNGENELDUNGENELDUNGEN

KKKKKONTAKTONTAKTONTAKTONTAKTONTAKT/I/I/I/I/IMPRESSUMMPRESSUMMPRESSUMMPRESSUMMPRESSUM

Informationen zur EInformationen zur EInformationen zur EInformationen zur EInformationen zur EGGGGG-Wasserrahmenrichtlinie-Wasserrahmenrichtlinie-Wasserrahmenrichtlinie-Wasserrahmenrichtlinie-Wasserrahmenrichtlinie
Grüne Liga e.V. Bundeskontaktstelle WasserGrüne Liga e.V. Bundeskontaktstelle WasserGrüne Liga e.V. Bundeskontaktstelle WasserGrüne Liga e.V. Bundeskontaktstelle WasserGrüne Liga e.V. Bundeskontaktstelle Wasser Ausgabe 19 – Dezember 2009Ausgabe 19 – Dezember 2009Ausgabe 19 – Dezember 2009Ausgabe 19 – Dezember 2009Ausgabe 19 – Dezember 2009

Im Oktober 2009 legte das Bundesamt für Naturschutz (BfN)
den Auenzustandsbericht – Flussauen in Deutschland vor.
Angesichts der herausragenden Bedeutung der  Flussauen für
die heimische Biodiversität und die großräumige Vernetzung
von Lebensräumen, für die Fischfauna und den Stoffhaushalt
der Flüsse ist diese bundesweit angelegte Bestandsaufnah-
me ein wirklicher Meilenstein.

Der Bericht bilanziert den Verlust von Überschwemmungs-
flächen an den großen Flüssen Deutschlands, der sich bun-
desweit auf rund zwei Drittel beläuft. Aufgrund von
Hochwasserschutzmaßnahmen – in erster Linie Deichbauten
– kann nur noch ein Drittel der ehemaligen
Überschwemmungsflächen bei großen Hochwasser-
ereignissen überflutet werden – an Rhein, Elbe, Donau und
Oder sogar nur 10-20%. Die Talräume eines Flusses, die vor
menschlichen Eingriffen für Überflutungen erreichbar wa-
ren, werden als morphologische Aue bezeichnet. Der heute
dauerhaft abgetrennte Anteil gilt als Altaue, der verbleibende
Anteil (zwischen den Deichen) als rezente Aue.

Die Bewertung des Zustands der rezenten Auen erfolgt ana-
log zum System der Wasserrahmenrichtlinie in fünf Klassen
und betrachtet den Grad der Veränderung gegenüber einem
potentiell natürlichen Leitbildzustand anhand der Kriterien
• Morphodynamik, Auenrelief und Auengewässer
• Hydrodynamik, Abfluss und Auengewässer
• Vegetation und Flächennutzung.

Die Bewertung verknüpft also
Aussagen zum Grad der Ab-
kopplung der Aue vom Über-
flutungsregime durch Gewässer-
ausbau und/oder Hochwasser-
schutz und Überflutungs-
potential, zu Ausbaugrad,
Profilierung und Aufstau (Stau-
bauwerke sind jedoch nicht in der
Karte verzeichnet) sowie zu In-
tensität und Art der Flächen-
nutzung. In die zusammenfassen-
de Bewertung gehen zusätzlich
die Merkmale Rückstau-
beeinflussung als Malus und der
Wert zusammenhängender natur-
naher Auenstandorte, die
„Konnektivität“,  als Bonus ein.

Die Ergebnisse zeigen:
•   Bundesweit sind  54% der Flä-
chen in den rezenten Flussauen
weitgehend oder völlig von Über-

flutungen abgekoppelt (stark und sehr stark verändert).
• Nur 10% der Auen befinden sich in einem guten ökologi-

schen Zustand (nur 1% sehr gering verändert, 9% gering
verändert), 90% sind deutlich bis sehr stark verändert.

• Mäßig veränderte Auen, also rund ein Drittel, haben  grund-
sätzlich das größte Potential für Renaturierungen.

Als Fazit formuliert das BfN den dringenden Handlungsbe-
darf, den Flüssen wieder mehr Raum zu geben. Dies kor-
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Verteilung der Bewertungsklassen für die rezenten Flussauen in
Deutschland (Legende s. obige Karte). Quelle: BMU & BfN (2009)

Die Karte „Zustand der rezenten Flussauen“ dokumentiert für Abschnitte von jeweils einem
Kilometer die Bewertung der zwischen den Deichen liegenden Überflutungsflächen jeweils für
das rechte und das linke Ufer. Hier ein Ausschnitt im Bereich der Oberen und Mittleren Elbe.

© BfN, 2009
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BMU & BfN – Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit & Bundesamt für Naturschutz (Hrsg.)
(2009): Auenzustandsbericht. Flussauen in Deutsch-
land. Berlin, 35 S.

Die Karte „Verlust an Über-
schwemmungsflächen“ doku-
mentiert den bundesweit dra-
matischen Rückgang für
einzelne Flussabschnitte, hier
ein Ausschnitt der Oder. Selbst
im Bereich des Nationalparks
Unteres Odertal liegt der Ver-
lust an Überschwemmungs-
flächen bei 25-50% (vorwie-
gend grün), im Oderbruch
sogar bei 90-100% (vorwie-
gend rot).

Die Breite der Bänder gibt die
durchschnittlich Breite der
morphologischen Aue 2-fach
überhöht wieder.

Die Bewirtschaftungsplanung für die Ostseezuflüsse berück-
sichtigt die Möglichkeiten des Nährstoffrückhalts in Feucht-
gebieten und Mooren nur unzureichend. Die Entwürfe der
Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme  für die
Flussgebietseinheiten Schlei-Trave, Warnow-Peene und Oder
benennen die Nährstofffrachten als gravierendstes Problem
der Küstengewässer. Die nun für den ersten Bewirt-
schaftungszeitraum festgelegten Ziele und Maßnahmen zur
Reduzierung der Einträge reichen aber – wie auch im
Elbegebiet (vgl. WRRL-Info 17 und 18) – bei weitem nicht
aus, um chronisch verfehlte internationale Ziele zu erreichen.

Die Wiedervernässung von Feuchtgebieten und Nieder-
mooren wird zwar als ein zentraler Ansatzpunkten benannt.
In den Maßnahmentabellen findet sich jedoch keine entspre-
chende Maßnahme wieder. Kurz wird auf die Moorschutz-
programme der Bundesländer verwiesen. Im Rahmen des
Moorschutzkonzepts Mecklenburg-Vorpommern aus dem
Jahr 2000 wurden bis 2008 rund 18.000 Hektar Niedermoore
in Talniederungen und Waldmoore wiedervernässt und auf
weiteren 11.500 Hektar extensive Grünlandnutzung bei ho-
hen Wasserständen eingeführt. Das Konzept wird derzeit fort-
geschrieben, mit einem Fokus auf die Klimaschutzwirkung.

Die WRRL verzeichnet in Anhang VI (Teil B) auf der nicht-
erschöpfenden Liste ergänzender Maßnahmen als siebten
Punkt explizit die Neuschaffung und Wiederherstellung
von Feuchtgebieten. Der gut hundert Punkte umfassende
standardisierte  Maßnahmenkatalog der LAWA, auf den auch
die Bewirtschaftungspläne der Ostseezuflüsse zurückgrei-
fen, benennt dagegen zwar eine Reihe von Maßnahmen zur
Reduzierung diffuser landwirtschaftlicher Einträge sowie
„Maßnahmen zur Reduzierung der Belastung infolge Land-
entwässerung“, die Wiedervernässung oder Anlage von
Feuchtgebieten wird jedoch nicht explizit aufgeführt – ein
Hinweis auf die bisherige Relevanz dieser Maßnahme.

Aufschlussreich ist schließlich, dass auch die breit angeleg-
ten Strategischen Umweltprüfungen zu den Maßnahmen-
programmen nicht nur keine Maßnahmentypgruppe
Wiedervernässung o.ä. kennen, sondern in der Betrachtung
der Ursache-Wirkungs-Beziehungen der Maßnahmen
überhaupt keinerlei Fundstellen für die Begriffe „Feucht-
gebiete“, „Moore“ oder „Wiedervernässung“ aufweisen.

Fazit: Eine tatsächliche Implementierung der für die
Nährstoffreduzierung der Ostsee längst als besonders wich-
tig erkannten Maßnahmeoption „Anlage und Wieder-
vernässung von Feuchtgebieten und Niedermooren“ findet
in den Bewirtschaftungsplänen und Maßnahmenprogrammen
offenbar nicht statt. Es besteht dringender Bedarf, die gro-
ßen Potentiale des Feuchtgebietsmanagements stärker in die
Diskussion einzubringen, konkrete Ziele zu formulieren und
diese auch durch geeignete Maßnahmen zu erreichen, wie
zuletzt auch in der EU-Strategie für den Ostseeraum nieder-
gelegt (siehe Meldung auf Seite 4). Tobias Schäfer

„Die Eutrophierung der Oberflächengewässer und deren
Frachteintrag in die Küstengewässer haben dazu geführt,
dass die Küstengewässer der deutschen Ostseeküste als
Eutrophierungsproblemgebiete einzustufen sind. Die von der
HELCOM beschlossene Halbierung der Stickstoffeinträge
zwischen 1985 und 2000 wurde nicht erreicht. Dieses Ziel
bleibt daher weiterhin bestehen“ (Bewirtschaftungsplan-
Entwurf Warnow-Peene).
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respondiert natürlich auch mit der zentralen Forderung More
space for living rivers der europäischen Umweltverbände
an die Umsetzung der WRRL. Das BfN mahnt an, die natür-
liche Dynamik und die ökologische Schwankungsbreite der
Auen zu nutzen: „Intakte Auenlandschaften sind aufgrund ih-

rer Anpassung an wechselnde Wasserverhältnisse, die von
Überschwemmungen bis zu trockenen Verhältnissen reichen,
zur Abpufferung der Auswirkungen des Klimawandels (mög-
liche Häufung von Überflutungen und Niedrigwasser-
perioden) bestens geeignet.“ Um in den ersten Bewirt-
schaftungsplänen gemäß WRRL Berücksichtigung zu finden,
kommt der Bericht allerdings zu spät.

Der Auenzustandsbericht ist als Broschüre  kostenlos zu be-
ziehen über bmu@broschuerenversand.de und auf
www.bfn.de/0324_auenzustandsbericht.html downloadbar.
Unter dem Titel „Flussauen in Deutschland – Erfassung und
Bewertung des Auenzustands“ werden die dem Bericht  zu-
grundeliegenden Forschungsergebnisse in der BfN-Schriften-
reihe „Naturschutz und Biologische Vielfalt“ veröffentlicht.
Vorgesehen ist auch die Einrichtung eines Online-Karten-
dienstes „Flussauen in Deutschland“ auf www.bfn.de.

© BfN, 2009
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Das Wasserentnahmeentgelt etabliert sich als umwelt-
politisches Instrument für den Gewässerschutz und die Um-
setzung der WRRL. Inzwischen erheben elf der sechzehn
Bundesländer ein Entgelt auf die Wasserentnahme: Das Saar-
land kam im Jahr 2008 hinzu mit einer Abgabenhöhe von
0,004 bis 0,08 Euro/m³. Begünstigt werden unter anderem
nach dem EU-„Öko-Audit“ zertifizierte Betriebe. Die Ein-
nahmen stehen, wie in den meisten Bundesländern, nach Ab-
zug der Verwaltungskosten dem Land zur Verfügung, sollen
aber trotzdem dem Schutz der Umweltressourcen und dabei
vor allem dem Grundwasserschutz dienen. Damit wenig kom-
patibel ist allerdings das im Saarländischen Grundwasser-
entnahmeentgeltgesetz festgelegte baldige Auslaufen der
Regelung im Jahr 2012.

Anpassungen an aktuelle Entwicklungen sind in Sachsen fest-
zustellen: Die Einnahmen dienen seit 2007 laut Haushalts-
plan unter anderem der Umsetzung des Durchgängigkeits-
programms für Fließgewässer. Damit werde das Ziel verfolgt,
„die aus Klimaschutz-
gesichtspunkten wün-
schenswerte Nutzung der
Wasserkraft zur
Energieerzeugung so zu
gestalten“, dass sie mit
den Zielen der WRRL im
Einklang steht.

Zu gewissen Turbulen-
zen kommt es derzeit in
Nordrhein-Westfalen:
Hier ist der Bezug zur
WRRL eigentlich ein-
deutig in der Begründung
zur Einführung des Ent-
gelts von 2004 veran-
kert. Ein Anteil von zehn Millionen Euro aus dem Einkom-
men des Entgelts sollte, obwohl eigentlich keine Zweckbin-
dung existiert, jährlich für die Umsetzung der WRRL ver-
wendet werden. Seit 2007 geschieht dies aber laut Haushalts-
plan konkret nur mit Mitteln aus der Abwasserabgabe. Die
Einnahmen aus dem Wasserentnahmeentgelt stehen gleich-
wohl der Umweltverwaltung zur Verfügung und finanzieren
den Gewässerschutz mit, beispielsweise die Gewässer-
struktur- und -gütebestimmung. Das Gesetz zur Einführung
des Wasserentnahmeentgelts der damaligen rot-grünen Ko-
alition sah außerdem ein Auslaufen der Regelung zum Jah-
resende 2009 vor. Die heutige schwarz-gelbe Regierung plant
nun stattdessen eine schrittweise „Abschaffung“ bis zum Ende
2018 – also eine Verlängerung um neun Jahre –, da das Land
weiterhin auf die Einnahmen angewiesen sei. Der Abgabe-
satz verringert sich dabei jährlich um zehn Prozent, ab 2019
entfiele das Wasserentnahmeentgelt somit komplett.

Zurzeit debattiert der Landtag in Sachsen-Anhalt die Ein-
führung eines Entnahmeentgelts ab 2010, das bereits seit

1998 als Kann-Regelung im Landeswassergesetz existiert.
Sachsen-Anhalt wäre damit das zwölfte Bundesland, das ein
Wasserentnahmeentgelt erhebt, es erhofft sich dadurch Ein-
nahmen von 15,5 Millionen Euro jährlich. Für landwirtschaft-
liche Wasserentnahmen sollen dabei 7 Cent pro Kubikme-
ter gezahlt werden. Damit wäre das Bundesland das erste,
das die Landwirtschaft direkt für die Wasserentnahme be-
langt. Auch Fischereibetriebe könnten zur Kasse gebeten
werden; Gegner sehen deshalb bereits das Ende der gesam-
ten Forellen- und Karpfenzucht in Sachsen-Anhalt kommen.
Allerdings sollen die aus dem Wasserentnahmeentgelt
gewonnnenen Mittel laut Landeswassergesetz wasser-
wirtschaftlichen Zwecken dienen, vor allem der Sicher-
stellung der Wassergüte und -menge sowie für Ausgleichs-
zahlungen an Land- und Forstwirtschaft, die in Wasser-
schutzgebieten weniger intensiv wirtschaften, um den An-
forderungen des Trinkwasserschutzes gerecht zu werden.

Ferner ist festzustellen, dass sich die Einnahmen aus den
Wasserentnahmeentgelten gegenüber 2006 in fast allen Bun-
desländern verringert haben (vgl. WRRL-Info 15). Eine an-

haltender Trend zum
wassersparenden Ver-
brauch könnte hier be-
gründet sein, zu dem
nicht zuletzt die durch
das Entgelt erhöhten
Wasserkosten beitragen:
Nach einer Studie des In-
stituts für Infrastruktur
und Ressourcenmana-
gement der Universität
Leipzig vom März 2008
machen Wasser-
entnahmentgelte einen
Kostenanteil von 0,7 bis
14,4 Prozent des
Trinkwasserpreises aus.

Nach wie vor stehen die Wasserentnahmeentgelte in den Län-
dern in der Kritik, zumeist von Seiten der jeweiligen politi-
schen Opposition und der einschlägigen Wirtschaftsverbände.
Ihr Vorwurf: Die Landeshaushalte bereicherten sich unter
dem Deckmantel der WRRL lediglich. Ein eher berechtig-
ter Einwand lautet, dass das Entnahmeentgelt möglichst voll-
ständig für den Gewässerschutz zur Verfügung stehen müs-
se. Ein wesentliches Befürwortungsargument bleibt jedoch
die – nach wie vor sinnvolle – Lenkungsfunktion, die auf
mehr Effizienz bei der Wassernutzung abzielt. Die Entgelte
dienen letzlich dazu, dass der Posten „Wasserentnahme“ in
den Kalkulationen der Wasserdienstleister und Nutzer spür-
bar wird und dadurch lenkende Wirkung entfaltet. Dies ent-
spricht auch dem Artikel 9 WRRL, der fordert, dass die
Wasserpreise bis 2010 angemessene Anreize zur effizien-
ten Nutzung der Wasserressourcen bieten sowie die Um-
welt- und Ressourcenkosten mit einbeziehen sollen. Es ist
also umweltpolitisch geboten, dass die natürliche Ressour-
ce Wasser nicht zum Nulltarif zur Verfügung steht.

Alexandra Gaulke
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Einnahmen aus Wasserentnahmeentgelten im Jahr 2008, zusammengestellt
auf Basis der Haushaltspläne der Bundesländer. Grafik: Alexandra Gaulke
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Dieser Rundbrief ist Bestandteil des Projektes
„WRRL-Umsetzung“ der GRÜNEN LIGA. Die GRÜ-
NE LIGA Bundeskontaktstelle Wasser koordiniert
den Gesprächskreis Wasser des Deutschen Natur-
schutzrings (DNR).
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Das im Januar 2009 vom EU-Parlament verabschiedete
Pestizid-Paket wurde im September vom Ministerrat ange-
nommen und tritt nach Veröffentlichung in Kraft. Die Ver-
ordnung über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutz-
mitteln gilt unmittelbar und hebt die Richtlinie 91/414/EWG
auf. Die Richtlinie über einen Aktionsrahmen der Ge-
meinschaft zur nachhaltigen Verwendung von Pestiziden
(PE-COS 3608/09) muss innerhalb von zwei Jahren in nati-
onales Recht umgesetzt werden.

Zur derzeit laufenden Revision der Biozid-Richtlinie (98/
8/EG) durch eine Biozid-Verordnung haben PAN Germany,
BUND und Greenpeace Anfang November 2009 eine Stel-
lungnahme veröffentlicht, in der sie erheblichen Änderungs-
bedarf fomulieren, unter anderem zur Stärkung des Vorsorge-
prinzips bei der Biozidverwendung (www.pan-germany.org).

Die EU verabschiedete eine Strategie für den Ostseeraum
(KOM(2009) 248) und einen zugehörigen Aktionsplan
(SEC(2009) 712). Die „Sicherstellung einer nachhaltigen
Umwelt“ gilt als erster Pfeiler der Strategie, neben der „Stei-
gerung des Wohlstands der Region“, der „Verbesserung der
Zugänglichkeit und Attraktivität“ und der „Gewährleistung der
Sicherheit in der Region“. Angesichts der gravierenden
Eutrophierungsprobleme formuliert der Aktionsplan als ers-
tes Ziel, die Nährstoffeinträge ins Meer auf ein „akzepta-
bles“ Niveau zu reduzieren. Koordiniert werden die Aktivitä-
ten hierzu von Finnland und Polen. Neben der Reduzierung
von landwirtschaftlichen Austrägen lautet dabei ein Schwer-
punkt, mehr Feuchtgebiete zu etablieren und wiederherzu-
stellen („Establish and restore more wetlands“).

In ihrem Koalitionsvertrag formulieren CDU, FDP und
CSU: „Frei fließende Flüsse haben einen hohen ökologischen
Wert. Die Durchgängigkeit der Flüsse für wandernde Fische
muss wiederhergestellt werden. Für den Natur- und Hoch-
wasserschutz sollen natürliche Auen reaktiviert und Flusstä-
ler, wo immer möglich, renaturiert werden. Wir prüfen, ob
die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes zu die-
sem Zweck eingesetzt werden kann.“ Nicht wiederzufinden
ist jedoch die im Entwurf der Arbeitsgruppe Umwelt und im
Wahlprogramm der FDP formulierte Ablehnung von Staustu-
fen in Elbe und Donau. Weiter heißt es: „Wir werden die Qua-
lität der Gewässer weiter verbessern. Hierzu werden wir die

MMMMMELDUNGENELDUNGENELDUNGENELDUNGENELDUNGEN Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie an die Gewässer-
güte gemeinsam mit unseren Nachbarn zügig umsetzen,
Schadstoffeinträge weiter vermindern und den Gewässern
mehr Raum geben. Die Förderung von Agrar-Umwelt-
maßnahmen („2. Säule“) ist stärker auf die Verringerung der
Einträge von Nährstoffen und Pflanzenschutzmitteln in Ge-
wässer auszurichten.“

Der Bewirtschaftungsplan für das Elbegebiet wurde am
27.11.2009 von der Elbeministerkonferenz beschlossen. Zu
unserer Einschätzung des Planentwurfs vgl. WRRL-Info 18.

Die Durchgängigkeit der
Havel von der Mündung
bis Berlin will die Wasser-
und Schifffahrtsverwal-
tung durch Fischauf-

stiegsanlagen an den Wehren in Quitzöbel (im Bau),
Rathenow (Planfeststellungsbeschluss), Banitz (seit Novem-
ber 2009 in Betrieb), Brandenburg (in Betrieb) und in Berlin
an der Spandauer Schleuse (avisiert bis 2015) herstellen. Am
einzigen Elbewehr bei Geesthacht ist inzwischen die größte
Fischwechselanlage Europas im Bau (Bauherr: Vattenfall).

Die Wahl des Kormorans
zum Vogel des Jahres
2010 durch den NABU be-
feuerte zunächst einen
emotionsgeladenen Streit,

könnte aber auch Anlass für eine breitere Diskussion von
Gewässerschutzthemen geben. Der Kormoran reüssiert
inzwischen als Kulturfolger u.a. dort, wo unsere Flüsse dras-
tisch verarmte Lebensraumstrukturen aufweisen. Von deren
Verbesserung würde die Fischfauna immens profitieren.

Im September 2009 gründete sich
das vom GNF koordinierte Netz-
werk Lebendige Seen Deutsch-
land (www.globalnature.org).


